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,r...Zum Hohn der
Staatsbehörde ..."
Antijudaismus und Laurenz Hannibal Fischers
lQsungsversuch der Judenfrage im Fürstentum
Birkenfeld 1832.

von Wolfgang H. München

Einleitung
Vorurteile, Feindseligkeiten und

Haß sind Phänomene, die als Aus-
druck antijüdischen Geistes die Ge-
schichte derJuden und des Judentums
von der Antike bis heute mit einer ei-
genartigen und zugleich erschrecken-
den Beständigkeit begleitet haben. 1)

Dervorliegende Beitrag beschäft igt sich
mit zwei Fällen von Judenfeindtichkeit
im Jahre 1832 im Fürstentum Birken-
feld, die sich in Wolfersweiler (heute
Landkreis St. Wendel/Saar)und in der
Hauptstadt der oldenburgischen Ex-
klave, Birkenfeld, ereignelen - Zum
Hohn der Staatsbehörde, wie der da-
malige Regierungsdirektordes Fürsten-
tums, Staatsrat Dr. Laurenz Hannibal
Fischer, den Vorfallin Birkenfeld kom-
mentierte. Bisher hat die regionalge-
schichtliche Forschung Fälle antijüdi-
schen Verhaltens im 19. Jahrhundert in
diesem Territorium nicht zur Kenntnis
genommen; dagegen erfahren der lan-
ge Zeit tabuisierte Antisemitismus und
die grausamen Auswirkungen der Ras-
senideologie des National§ozialismus
auf die jüdischen Mitbürgeran der,,obe-
ren Nahe", 2) womit wir das Gebiet des
heutlgen Landkreises Birkenfeld be-
greifen, seit den 70er Jahren eine zu-
nehmende historische Aufarbeitung. s)

Für das Phänomen der Judenfeindlich-
keit benutzen wir in dem sich auf das
Jahr 1 832 beschränkenden Beitrag den
Begriff Antijudaismus. Der Begriff An-
tisemitismus wurde erst im Zuge ju-
denfeindlicherAgitation durch den deut-
schen Schriftsteller Wilhelm Marr in
den Jahren 1879/80 populär, ,,um die
ablehnende Haltung eines Teiles der
damaligen Bevölkerung gegenüber
Juden zu beschreiben", 4) wobei ,,die
Ausnahme des Begriff es antisemistisch
und nicht antijüdisch ... zu dem Glau-
ben verleiten" sollte, ,,daß nicht die Jü-
dischkeit, also die Religion, die Geg-
nerschaft hervorgerufen hatte, sondern

bestimmte Eigenschaften der Juden,
die sich in ihrem Verhalten zeigten." s)

lm folgenden sollen die Vorfälle des
Jahres 1832 in Wolfersweiler und Bir-
kenfeld nicht allein ereignisgeschicht-
lich dargeboten und hinsichflich des
Verhaltens seitens der Regierung des
Fürstentums untersucht werden, son-
dern auch der von Fischer im gleichen
Jahr initiierte Lösungsversuch der,,Ju-
denfrage" erörtert werden. Dabei wer-
den zum einen innen- und sozialpoliti-
sche Aspekte deutlich; zum anderen
ermöglicht die von uns gewählte Per-
spektive Einblicke in Mentalitäten, die
Arbeitsweise der Birkenfelder Regie-
rung, die Atmosphäre im Regierungs-
kollegium und die Reaktion des Groß-
herzogs.

Der Vorfall in Wolfersweiler
ln seinem ,,Unterthänigsten Gene-

ralbericht ... die Verwaltung des Für-
stentums Birkenfeld während des Jah-
res 1832 betref. [end, d. Verf.]" 6) vom
30. Januar 1 833, der Großherzog Paul
Friedrich August am 4. Mä,z 1 833 vor-
lag, äußert sich Regierungsdirektor
Staatsrat Dr. Fischer, über Einige Vor-
fälle sehr bedenklicher Art ... in Bezug
auf das Judenwesen 7) Zunächst be-
richtet er über den Fall 8) eines Juden
aus Bosen, der sich in Wolfersweiler
niederlassen wollte, offenbar um Kram-
handel zu betreiben, d.h. dort einen
kleinen Kramladen zu eröffnen. Bei-
des, sowohl sich in Wolfersweiler nie-
derzulassen als auch ein Geschäft zu
eröffnen, wurde dem namentlich nicht
ausdrücklich genannten Juden ver-
wehrt. Die Gemeinde Wolfersweiler
behauptete, die Befugnis zu haben,
von der Calamität, Juden-Familien un-
ter sich aufzunehmen frei zu bleiben.s)
Allein die von Fischer referierte Sprach-
regelung der Argumentation der Ge-
meindevertreter von Wolfersweiler
(,,Calamität") zeigt schon die Abteh-

nung und Feindsellgkeit gegenüber der
religiösen Minderheit der Juden. Wie
,,zurückhaltend" und aus seiner Sicht
wenig fürsorglich sich die Regierung
des Fürstentums verhielt, verschweigt
der Regierungsdirektor nicht. lm Ge-
genteil legt er selbstkritisch und ohne
Beschönigun g dar: Diese Behau ptung
war offenbar gesetzwidrig; indessen
gelang es der Regierung, der Verle-
genheit, die Gemeinde zur Aufnahme
zwingen zu müssen, dadurch auszu-
weichen, daß sie es in ihren polizeili-
chen Bef u gn issen geg ründet fand, dem
Juden aus Gründen des öffentlichen
Wohls die Anlegung eines Kramhan-
dels im Orte Wolfersweiler zu versa-
gen, wodurch sich dessen Aufnahme
von selbst erledigte. 1o)

Es wird deutlich, wie wenig ener-
gisch bzw. wie ohnmächtig und teil-
nahmslos im Hinblick auf die Geset-
zeslage die Regierung diesen Fall be-
handelte. Offenkundig war man erleich-
teft, den Fall mit der polizeilichen Be-
fugnis, dem Hinweis auf die Beein-
trächtigung des öffentlichen Wohls,
,,gelöst" zu sehen. Mit letzterem waren
wohl die immer wieder zu hörenden
Klagen über Schacher und Wucher jü-
discher Handelsleute gemeint, denen
man durch Verweigerung des Niecier-
lassungsrechtes in Wolfersweiler be-
gegnen zu müssen glaubte. ln einem
Bericht der Birkenfelder Regierung
beispielsweise vom 16. September
'1818 an den Herzog von Oldenburg
Peter Friedrich Ludwig wird mit Bezug
auf eine Umfrage bei den Amtern Bir-
kenfeld und Nohfelden - zu dem Wol-
fersweiler ja gehörte - sowie Oberstein
darauf hingewiesen, daß ,,die Juden
noch immer zu wucherlichen und be-
trügerischen Spekulationen geneigt
seien." 11) Ahnlich argumentiert ein Be-
richt des Amtes Nohfelden vom 18.
Februar 1819: ,,Solange die lsraeliten
eine den übrigen Einwohnern fremde
Sprache reden, solange sie sich durch
die Befolgung des Talmuds gewisser-
maßen in Opposition mit den übrigen
Einwohnern setzen und besonders
solange dieselben nur verzehrend und
nicht produktiv sind, werden sie der
Gesellschaft immer zur Last fallen, die
dann gegen ihre pfiffigen Unterneh-
mungen nur durch Gesetze einigerma-
ßen gesichert werden kann." 12)

Die Regierung in Birkenfeldwarden
Weg des geringsten Widerstandes ge-
gangen, wie Fischer es ausdrückte.
der näheren Prüfung des Falles ausge-
wichen; man hatte sich auf das Argu-
ment eventuell zu erwartender Unru-
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hen in der Dorfgemeinschaft zurückge-
zogen.

Der Vorfall in Birkenfeld
Gegenüber dem ersten Fall in Wol-

fersweiler nahm sich der Vorfall in Bir-
kenfeld besorglicher 13) aus, wie Fi-
scher feststellte. Was war geschehen?
- Lassen wir den Regierungsdirektor
berichten: Ein Jude aus Hoppstädten
verlangte die Auf nahme i n de r Gemein -
de Birkenfeld, um da selbst angeblich
Ackerbau zu treiben. Der Stadtvorstand
opponirte sich mit den gewöhnlichen
Gründen gegen die Vermehrung der
Judenfamilien. Die Regierung mußte
diese Gründe unzulänglich finden, und
auch der deswegen an das Cabinet
genom m e n e Recu rs wu rde abg esch I a-
gen. Allein die sehr fatale Folge war,
daß der Pöbel seine Absicht nunmehr
auf ungesetzliche Weise dennoch
durchsetzte, indem durch nächtliche
Mi sh andl u ngen, Fe n ste rei nsch lagen
u.d.gl. [und dergleichen, d. Vert.] deren
Urheber nicht entdeckt werden konn-
ten, obwohl sich zahlreiche Theilneh-
mer des Unfugs eingefunden hatten,
der Jude sich genöthigt sah, das Haus
wieder zu verkaufen und dem Pöbel
auf diese Weise ein schöner Finger-
zeig gegeben wurde, seine gesetzwid-
rigen Verlangen zum Hohn der Staats-
behörde dennoch durchzusetzen. 1a)

Auch hier handelte es sich, wenn
man so will, um die Beugung des Nie-
derlassungsrechtes durch den sogar
vom Stadtvorstand vertretenen und in
seinem antijudaistischen Aktionismus
geduldeten Mob. Mit den üblichen Vor-
urteilen (mit den gewöhnlichen Grün-
den),,protestierte" ein Teil der Bürger
der Hauptstadt des Fürstentums, ge-
stützt von der Auffassung des Stadt-
vorstandes, gegen den Zuzug eines
Hoppstädter Juden, der sich in Birken-
feld ein Haus gekauft hatte und dort
auch eingezogen war. Sogarvor nächt-
lichem Terror, der in nicht unerhebli-
chen Sachbeschädigungen gipfelte,
schreckte man nicht zurück, um die
Abneigung gegen jüdische Mitbürger
,,tatkräftig" und nachdrücklich zu de-
monstrieren. Mit Erfolg, wie der Bericht
ausweist. Die Stadt- bzw. Polizeibe-
hörde hatte diesen Gewalttätigkeiten
teilnahmslos zugesehen.

Die Reaktion der Regierung
Nicht nur die Duldung dieserVorfäl-

le zum Hohn der Staatsbehörde krili-
sierte Fischer, sondern auch und gera-
de, daß der erste Senat der Regierung

des Fürstentums, als Justizsenat und
Obergericht, 15) nachdem er aus Man-
gel an Auskunftsmitteln die Untersu-
chung einstellen mußte,16) diesen Vor-
fall auf sich beruhen ließ. Offenbar sah
er in der Zurückhaltung der Regierung
bzw. in der Einstellung des Verfahrens
aufgrund nicht zu erhaltender Zeugen-
aussagen, die Gefahr eines Präzedenz-
falls und ,,Blankoschecks" für künftige
judenfeindliche Aktionen deutlich vor
Augen. So daß er dem Großherzog
neben den Ursachen auch Maßnah-
men gegen diese Aussch reitungen aus
seiner Sicht darzulegen versuchte:
Solche Gewaltthätigkeiten, welche in
der Stimmung der Mehrheit einer Ge-
meinde ihre Verantwortung haben,
kann nur auf die Weise begegnet wer-
den, daß man die Gesammtheit dafür
verantwortlich macht.17\ Hätte man bei
vorliegenden U mständen der Stadtge-
meinde zur Pflicht gemacht, vorbehält-
lich des Regresses an die Schadenstif-
ter dem Juden die zugefügten Beschä-
digungen zu ersetzen, oder durch Si-
cherheitswache auf Kosten der Ge-
meinde gegen Mishandlungen sicher
zu stellen, so hätte sich weder auf
Seiten des Volkes das Gefühl seiner
Eigenmacht noch von Seiten der Re-
gierung das Gefühl der Schwäche und
Oh n m acht ausges p roch e n. 1a)

Am Schluß seiner Ausführungen
stellte auch er nüchtern und resignativ
tesl: Aber man fragte mich: Wo ist das
Gesetz, das eine solche Maaßregel
rechtfertigt? 1e)

Mit dieser sich für ihn auftuenden
,,Gesetzeslücke" wollte slch Fischer
nicht zufriedengeben. Mit dem ihm ei-
genen Ehrgeiz und seinem übertriebe-
nem Tätigkeitsdrang, 20)zu dem in die-
ser Angelegenheit dazu beigetragen
haben mochte, daß er erst seit dem 1.

Juli 1831 Regierungsdirektor 21) und
damit als Regierungschef des Fürsten-
tums Birkenfeld im Amt war, glaubte er
durch eine Gesetzesvorlage die Gleich-
stellung der Judenschaft des Fürsten-
tums regeln zu müssen.

Exkurs: Die rechtliche Situation der
Birkenfelder Juden

Bis dahin (März 1831) waren die
bürgerlichen Verhältnisse der Juden
im Fürstentum Birkenfeld noch weitge-
hend ungeregelt.22) ln diesem von 1794
bis 1814 zu Frankreich gehörenden
Territorium (Arrondissement Birkenfeld
im Departement de la Sarre) lebten die
Juden in völliger bürgerlicher Gleich-
berechtigung aufgrund der 1791 im fran-
zösischen Staatsgebiet veruirklichten

,,Judenbefreiung"; erst das Dekret Na-
poleons vom 17. März 1808 hatte die
Juden in ihren bürgerlichen Rechten
wieder eingeschränkt. 23) Beispielswei-
se wurden alle Kreditgeschäfte von
Juden unter staatliche Aufsicht gestellt
und das Betreiben von Handel war nur
mit einem staatlichen Erlaubnisschein
möglich. Die Präfekten des Departe-
ments sollten in diesem Zusammen-
hang Auskünfte über deren jüdische
Bevölkerung einholen, die sich bei-
spielsweise auf deren Beteiligung an
der Militäraushebung, deren Berufe,
Schulbesuche der Kinder, Tätigkeiten
im Staatsdienst, Strafanzeigen und
Anzahl der Straftaten sowie die Auf-
stellung der Hypothekenforderungen
bezogen. 24) Ein entsprechender Be-
richt des Arrondissements Birkenfeld
vom 24. Mai 1808 äußerte sich positiv,
insbesondere bezüglich des Vonruurfs
der Wucherei, und lehnte indirekt sol-
che Befragungen bzw. das Dekret ab.
Es heißt dort: Nous avon point de juifs
ä proprement dire, quisoient des capi-
talistes. On entend point de plaintes
graves contre de juifs et je ne sais point
qu'ils se livrent au trafic illicite de
l'usure.2s)

Mitder Eingliederung des Gebietes
an der ,,Oberen Nahe" in das an die
Nordsee grenzende GroBherzogtum
Oldenburg am '16. April 1817 war die-
ses Dekret Napoleons nicht verlängert
worden; die Juden befanden sich dem-
nach im Rechtszustand vor 1808. Die
damit gegebene,,unbeschränkte bür-
gerliche Gleichstellung" blieb,,aber
durch die Einführung des deutschen
Prozeßrechtes und des gemeinen
Rechtes als subsidiäre Grundlagen
neben dem zwar weiterhin geltenden,
aber nur als Landrecht betrachteten
Code Civil eingeschränkt." 26) Die Re-
gierung des Fürstentums war zwar
aufgrund der Berichte der Amter Bir-
kenfeld, Nohfelden und Oberstein in
den Jahren 1818/19 für eine Verlänge-
rung des Dekrets, 27) wobei man ver-
schiedene Varianten, d. h. Beibehaltung
der bisherigen Form, Modifizierung oder
Publikation als,,allgemeine Verordnung
gegen Wucher und Schacher" 28) in
Eruvägung zog. Die Lösung derJuden-
frage jedoch schob die Regierung in
Birkenfeld unter dem kränklichen und
wenig energischen und ebensowenig
entschlußfreudigen Regierungsdirektor
Ludwig Conrad Leopold Wibel 2e) vor
sich her, obwohl bereits eine Resoluti-
on des Herzogs Peter Friedrich Ludwig
vom 28. November 1818 ihr einen ent-
sprechenden Auftrag erteilt hatte. 30)
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Die Tatenlosigkeit in dieser Frage gip-
felte darin, daß man als Ergebnis einer
Sitzung vom22. März 1830, also zwölf
Jahre (!) nach Efteilung des Auftrages
beschloß, ,,die Sache einstweilen ru-
hen zu lassen." 31) Erst am 26. Juli 1831
- also kurz nach der Versetzung von
RegierungsdirektorWibel in den Ruhe-
stand und unmittelbar vor der Über-
nahme der Regierungsgeschäfte durch
Dr. Laurenz Hannibal Fischer - erließ
Großherzog Paul Friedrich August eine
Verordnung über das "Schul- und Cult-
wesen der jüdischen Glaubensgenos-
sen im Fürstentum Birkenfeld", 32) da es
erfordeilich ist, den Kirchen-Verhäll
nissen und Unterrichts-Anstalten der
Juden in Unserem Fürstenthum eine
bessere und zweckmäßige-
re Einrichtung zu geben und
diese unter oberlicher Auf-
sicht zu halten.33) Die wich-
tigsten Bestimmungen ga-
rantierten der Judenschaft
die Anstellung eines Land-
rabbiners mit Sitz in Hopp-
städten als oldenburgischer
Beamter, dem die jüdischen
Ki rch e nve rh ältn i ss e u nd U n -
te rri chts an stalte n i m gan ze n
Fü rstentu m unterstanden
und für die gehörige Ord-
nung in solchen verantwort-
lich 34) war; ausgenommen
warjegliche Artvon Gerichts-
barkeit. Daneben soll noch
auf die Paragraphen 4 und 5
dieser Verordnung hingewie-
sen werden. Sie bestimm-
ten zum einen, daß die Kin-
der der Juden die christli-
chen Schulen besuchen
durften. Zum anderen, daß
zum Unterricht in der Religi-
on ... es den Juden gestattet
bleibt, mit Beobachtung des
§ 3 eigene Lehrer anzuneh-
men. 35) Eine Entpflichtung
der Juden, ihre Kinder in
christliche Schulen zu schik-
ken, konnte nur dann erfol-
gen, wenn sie eigene Schu-
len zu errichten vermögen,
wel ch e d asse I be I e iste n kö n -

nen, was von den christlichen Land-
schulen gefordert wird. 36)

Diese Verordnung war ein erster
und gewichtiger Schritt auf dem Weg
zur bürgerlichen Gleichstellung der Bir-
kenfelder Judenschaft 37) sie ,,wurde
1929 einmal von Landrabbiner Dr. Le-
win als Magna Charta Libeftatum für
die Juden des Landesteils bezeich-
net." 38) Gleichzeitig markiert sie den

Dr. Laurenz Hannibal Fischer, 1831 - 1848 Regierungsdirektor bzw.
Regierungspräsident des Fürstentums Birkenfeld (Bild in der Kreis-
verwaltung Birkenfeld, dem ehemaligen Regierungsgebäude; öt auf
Holz - Kopie Rudolf Wild, ldar ?).

,,lst-Zustand" der rechtlichen Situation
der Juden im Jahre 1832, als Fischer
mit seiner Gesetzesinitiative und der
Vorlage seines Gesetzesentwurfes
deren Situation als oldenburgische
Staatsbürger wohl auch unter dem Ein-
druck antijudaistischer Tendenzen zu
verbessern und zu erreichen glaubte.

Die Gesetzesvorlage Fischers
Am 5. März 1832 legte Regierungs-

direktor Dr. Fischer dem Regierungs-
kollegium seinen ,,Entwurf einer ge-
setzlichen Bestimmung über die bür-
gerlichen Verhältnisse der Juden im
Fürstenthum"3e)vor, die vom 1 1 . bis 24.
März unter den Regierungsmitgliedern
zur Begutachtung zirkulierte. Als Kolle-

gialbehörde a0) wurden Entscheidun-
gen der Regierung durch Abstimmung
gefällt, wobei die Stimme des Regie-
rungsvorstandes, d.h. des Regierungs-
direktors bzw. des Regierungspräsi-
denten, lediglich bei Stimmengleich-
heit entscheidend war.

lm erläuternden Vorspann zum ei-
gentlichen Gesetzesentwurf betonte
Fischer, daß er aufgrund der sich von

Zeit zu Zeit erneuernden Verlegenheit
de r Regie rung i n Anseh u ng der zu r Zeit
u nbesti m mten Ve rhältn isse de r J uden
... den Versuch 41) gewagt habe, die
bürgerlichen Verhältnisse der Juden
gesetzlich zu regeln. Zwarsträube srbh
die Humanität vor den Gedanken we-
gen der Religionszugehörigkeit eine
ganzeClasse Menschen durch Exemp-
tionsgesetze von der allgemeinen
Rechtsgleichheit auszuschließen, 42)

doch sei es eine unbestrittene Tatsa-
che, daß die Juden im Fürstentum na-
hezu ausnahmslos auf einer Stufe der
Unsittlichkeit stehen, welche die allge-
meine Abneigung und das Vorufteil
des Volkes größtentheils 43) rechtfefti-
ge. Mit Unsittlichkeit ist hier Schacher

und Wucher gemeint, wor-
über immer wieder Klage
geführt wurde. Zur Verbes-
serung dieser Situation
könnte nur die allgewaltige
Hülfe der Zeit durch Ver-
besserung des Unterrichts
und Steigerung des Ehrge-
f ü h I s aa) beilr age n ; al le rdi n gs
müsse auch das Christen-
tum mit derZeil umdenken.
um die Gesinnungen der H u-
manität wirksam werden zu
lassen, daß die Geisseldes
Vorurthteils in diesem her-
abged rü ckten, tief gesu n ke-
nen Volk nur unglückliche
Fremdlinge und nicht ver-
haßte Feinde sehe. a5) Sei-
nes Erachtens könne dies
nur dadurch geschehen, in-
dem man die christlichen
und jüdischen Kinderder un-
teren Stände in den Schu-
len gemeinsam zu unterrich-
ten und sie damit im gewis-
sen Sinne gemeinsam auf-
wachsen zu lassen, 46) was
einer Aufhebung der dama-
Iigen Bekenntnisschule
gleichkam und besonders
in den Augen der Kirche auf
wenig Gegenliebe gestoßen
seln dürfte. Fischer ging in
seinem Bestreben, die gän-
gigen Vorurteile gegenüber

Juden abzubauen soweit, daß er sogar
dort, wo besondere Judenschulen exi-
stierten, doch die Anhaltung der Ju-
denkinder zum Besuch der christlichen
Schulen zur Pflicht zu machen suchte.
a7) Zumal aufgrund der Bevölkerungs-
zahl und der finanziellen Situation der
Judenschaft im Fürstentum es ohnehin
für die Juden schwierig gewesen se.
dürfte, sittlich höher gebildete Juden-
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lehrer anzustellen. a8) Den Aspekt, da-
durch den Juden ihre Eigenständigkeit
und Freiheit zu beschränken, sah Fi-
scher dabei offenkundig nicht. Einen
weiteren Schwerpunkt legte er in sei-
ner Gesetzesvorlage auf das Ziel die
allgemeinste und wohl gerechteste
Hauptbeschwerde gegen diese Nati-
on, ae) nämlich den Schacherhandel zu
bekämpfen bzw. zu unterbinden. Aller-
dings sah er die Probleme einer ent-
sprechenden gesetzlichen Regelung
weniger in derSchwierigkeit, den Scha-
cher- oder Wucherhandel einzuschrän-
ken als vielmehr in der Beschaffung
von Arbeit für die zahlreiche Menge
von Leuten ..., die von Jugend an an
dieses Gewerbe gewiesen, weder Nei-
gung noch Geschick haben, mit irgend
einem anderen Geschäft ihr kümmerti-
ches Dasein zu fristen. so)

Die Lösung dieses problems glaub-
te er in Artikel 5 seiner Vorlage (vgl.
unten) gefunden zu haben: Durch ihn
werde der indirekte Zwang herbeige-
führt, die Kinder der Ju den dem Acker-
bau oder dem Gewerbestand allmäh-
lich zuzuweisol?, 51) yy|" er sich aus-
drückte. Davon unberührt sah er das
Gewerbe des Viehhandels, das als
wichtigerWirtschaftszweig im Fürsten-
tum 52) keinerlei Beschränkung erfah-
ren dürfe. 53) Der Gefahr des Wuchers
in diesem Handelszweig wollte er in
Artikel 9 (vgl. unten) begegnen, 5a) in
dem vor allem die vertraglichen Ge-
schäftsbedingungen näher geregelt
werden. Zudem werd e ein noch zweck-
mäßigeres Radikatmittel ... sich in dem
Etablissement einer Creditanstatt für
das hiesige Fürstentum zu biltigen Dar-
lehen zum Zwecke des Viehankaufs
darbieten. s5) ln diesem Zusammen-
hang führte er noch aus, daß der Jude
als Judesij die Gemeinden nicht stören
könnte; anders sei es mit dem soge-
nannten Schacherjuden, der mit sei-
nem Sack manche BeschwerdesT) her-
beiführe. Diesen Befürchtungen begeg-
ne Aftikel 11 (vgl. unten), wo das Nie-
derlassungs- bzw. übersiedlungsrecht
der Handelsjuden - ein problem wie es
im oben zitierten Vorfall in Wolferswei-
ler deutlich geworden war - durch die
Verbindung des bestehenden Geset-
zes mit den lnteressen der Gemein-
den sa) ausgeführt sei.

Am Schluß seines einleitenden
Kommentars ging Fischer noch auf die
Aufnahme ausländischer Juden als ol-
denburgische Staatsbürger, d.h. Un-
tertanen des Fürstentums Birkenfeld,
ein. Die Regierungen der Nachbarstaa-
ten Preußen (gemeint ist die preußi-

sche Rheinprovinz) und der sachsen_
coburgischen Exklave Fürstentum Lich-
tenberg mit der Hauptstadt St. Wendel
würden hierbei unterschiedlich verfah-
ren: Preußen verweigere die Aufnah_
me, Sachsen-Coburg-Gotha mache
dagegen keinerlei Unterschiede. lm
Fürstentum Birkenfeld sei die Verlei-
hung des oldenburgischen Staatsbür-
gerrechtes nothwendig an die Erwer-
bu ng des O rtsbü rgerrechts gebu nden,
so daß das Prinzip der Reciprocitätss)
(gemeint ist das Prinzip der Wechsel-
seitigkeit) zur Anwendung kommen
könne. Die Zulassung ausländischer
Handelsjuden auf Märkten des Für-
stentums Birkenfeld untersagte Artikel
12 des Entwudes (vgt. unten) grund-
sätzlich, ausgenommen die wiederum
auf Wechselseitigkeit beruhenden Aus-
nahmevereinbarungen mit den Nach-
barstaaten.

Von seiner Gesetzesvorlage scheint
Fischer naturgemäß nicht nur über-
zeugt gewesen zu sein, sondern ihn
scheint auch ein starker Optimismus
getragen zu haben, daß das Regie-
rungskollegium seiner lnitiative zustim-
men werde, wenngleich er offenbar mit
Abänderungen rechnete. Letzteres zu
betonen, sah er sicherlich als psycho-
logisch geschicktes Mittelan, den Ein-
druck zu enuecken, nicht über jegliche
Kritik erhaben sein zu wollen, um sei-
nen Entwurf im Kern jedenfalls nicht zu
gefährden: lch finde in der vorliegen-
den Sache übrigens räthlich, vor der
Berichtsabforderung von den Aemtern
die Ansicht der Collegii einzuziehen,
weil ich nicht zweifle, daß der anliegen-
de Entuurt noch einer oder der ande-
ren erheblichen Modification bedürfen
möchte, über welche die Aemter mit
ihren Gutachten gehört werden könn-
ten.60)

Diesen,,Entwurf eines Reglements
die bürgerlichen Verhältnisse der Ju-
den im Fürstentum,, 61) geben wir im
folgenden vollständig wieder.

Art. 1

Sämtliche Juden sind verpflichtet teut-
sche Familiennamen anzunehmen. Es
dürfen jedoch keine Namen im Lande
woh n hafte r ch ri stl icher Fami I ien hi e rzu
gewählt werden.

Art.2
Die Kinder der Juden müssen ohne
Ausnahme die chrisilichen Schulen ih-
res Wohnorts besuchen und nur der
Rel i gio nsunterricht de rse lben ist an d ie
jüdischen Lehrer gewiesen. Auch die-
se müssen die Authorisation der Re-

gierung eruirken und sich eidtich dahin
reversiren, daß sie Gehorsam gegen
den Staat und Treue Redlichkeit gegen
die Nichtjuden so wie gegen die Juden
als Religionspflicht anerkennen und
lehren wollen.

Art.3
Der Zutritt zu den höheren Schutan-
stalten ist den jüdischen Glaubensge-
nossen gestattet, wobei sie denselben
Gesetzen und Bedingungen wie Ande-
re, unterworfen sind. Besonders dar-f
keinerzum Studium der jüdischen Got-
tesgelehrtheit zugelassen werden,
welcher nicht bloß in Rücksicht seiner
Ke n ntn isse name ntlich d er I ate i n i sche n,
und griechischen Sprache, sondern
auch vorzüglich in Rücksicht seiner
sittlichen Eigenschaften gute Zeugnis-
se beigebracht hat.

Art.4
Den Juden ist der Zutritt zu allen Ge-
werben eben so wie den christlichen
Unterthanen verstattet mit Ausnahme
des Handels, welcher nachfolgenden
Beschränkungen unterworfen ist.

Att.5
Der Schacher- und Hausirhandel der-
selben soll möglichst eingestellt wer-
den, zu dessen Betrieb bedarf es einer
speciellen Concession der Regierung.
Dieselbe wird deshalb eine Liste der
mit diesem Handel beschäftigten Fa-
milienhäuptern aufnehmen und dahin
zu wirken zusehen, daß nach Abster-
ben derjenigen lndividuen, welche nach
den Umständen keinen anderen sich
widmen können, die Zaht der conces-
sionierten Hausirjuden möglichst ge-
mindert werde.

Art.6
Einer gleichen Concession unterliegt
das Viehmäkler-Gewerbe, wozu auch
der Viehhandel solcher personen ge-
hört, welche einen angemessenen
Fond zu dessen Betrieb nicht nachwei-
sen vermögen.

Art.7
Der Viehhandel unterliegt ebenfalls ei-
ner besonderen Concession, welche
jedoch nach dem Bedürfnisse und den
commerciellen Verhältnissen des Lan-
des weniger Beschränkungen unter-
worfen ist.

Art. I
Das Etablissement eines regelmäßi-
gen kaufmännischen Gewerbes mit-
telst Haltung eines offenen Ladens und
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o rd n u n gsmässi g e r Buchf ü h ru n g i st ei n -
zig an die Nachweisung eines soliden
Fonds gebunden.

4rt.9
Alle Anlehns- und Schuldcontracte der
Juden bedürten zur ihrer Gültigkeit der
schriftlichen Errichtung vor den Amts-
gerichten oder Bürgermeister. Zu dem
Ende müssen die mit den Juden con-
trahirenden Personen erinnert und ge-
warnt werden, daß sie bei nicht gehöri-
ger Angabe aller Bedingungen in der
Folge mit der Einrede des Wuchers
nicht gehört werden. Diese Verwar-
nung ist bei Strafe der Nichtigkeit der
ganzen Verhandlung in das Protocoll
mit aufzunehmen, und der Protocoll-
führer welcher solche unterläßt, zum
Sch ad e ne rsatze ve rb u n d e n. Au ch si n d
dem Protocolle welches volle Beweis-
kraft haben soll, diejenigen Documen-
te und Berechnungen auf welche sich
die Contrahenten beziehen in Original
oder Abschrift beizulegen. Von dem
errichteten Protocoll werden den lnter-
essenten auf Verlangen beglaubigte
Abschriften und Extracte mitgeteilt. Aus
einem nicht auf diese Weise schriftlich
errichteten Antrage findet in dem oben
bestimmten Fall keine Klage auf ErtüF
lung staü.

4rt. 10

Die Einwanderung ausländischer Ju-
den beiderlei Geschlechts ist aus den-
jenigen Staaten zuläßig in welchen auch
die Aufnahme diesseitiger Juden ge-
stattet und nicht an specielle lästige
Bedingungen gebunden ist.

Art. 11

Die Übersiedtung eines hiesigen jüdi-
schen Unterthans in eine andere Ge-
meinde unterliegt den allgemeinen ge-
setzlichen Bestimmungen in dem Fal-
le, wenn der Jude sich dem Ackerbau
oder einem Handwerke gewidmet hat.
Will derselbe jedoch irgend eine Art
von Handel treiben, so unterliegt des-
sen Annahme der Zustimmung der
Gemeinde dergestalt, daß derselbe
zwei Drittel der Stimmen für sich haben
muß, um als Ortsbürger die Aufnahme
zu erhalten. Auch dessen Kinder sind
nicht befugt, in der Folge auch im Han-
d e I sgewe rbe e i n e se I bststän di g e H au s-
haltung im Orte zu gründen, ohne Ein-
wirkung der Zustimmung der Gemein-
de.

Art.12
Auswärtige Juden können zum Handel
im lnlande außer auf Märkten nicht

p atenti si rt we rd en, vo rb e h a ltl ich de r au f
Reci p rocitätsve rh ältn i sse n m it be nach -

barten Staaten beruhenden besonde-
ren Ausnahmen.

Die Stellungnahme des Regierungs-
kollegiums

Wie bereits oben erwähnt, zirkulier-
te der Entwurf vom 14. bis zum 24.
März 1 832 unter den Regierungskolle-
gen. 62) Das erste Gutachten vom 14.
März (Regierungsassessor Völckers?)
ist geprägt von antijudaistischen Vor-
urteilen. Schon zu Beginn wird betont,
da9 von den Juden des Fürstenthums
Birkenfeld allerdings nicht gesagt wer-
den kann, daß sie ernstlich einer An-
schließung an christliche Sitte und Bil-
dung entgegenschreiten: keiner der-
selben zeigt sich geneigt, den Scha-
cher-Handel, den Wucher zu lassen;
n u r wen ige u nter i hnen befl ei ßigen sich
eines nützlichen Gewerbs, und selbst
die, welche Ländereien besitzen, lau-
fen noch immer den Märkten nach und
lassen ihre Aecker durch Christen be-
stel le n. 63) Wenngleich auf die,,Landes-
herrliche Verordnung über die Regulie-
rung des Cultus- und Unterrichtswe-
sen" hingewiesen wird, hält der Refe-
renl nähere Bestimmungen der bür-
gerlichen Verhältnisse der hiesigen
Juden, unter Berücksichtigung der Lan-
desverfassung, ... daher auch hier für
nothwendig, bis d ie Bundes-Versam m-
lung auf eine möglichst übereinstim-
mende Weise die bürgerliche Verbes-
serung der jüdischen Nation in den
Bundesstaaten bewirbt, und ihr etwa
den Genuß der bürgerlichen Rechte
gegen die Übernahme aller Bürger-
pflichten zugesagt haben wird.6a) lm
folgenden findet Fischers Entwurf bis
auf wenige Verweise auf bereits beste-
hende Verordnungen uneingeschränk-
te Zustimmung. 65)

Die Stellungnahme des Regierungs-
rates Rolfs 66) vom 22. März kritisierte
den Entwurl in den überwiegenden
Artikeln und, das sei jetzt schon ange-
merkt, hielt ihn insgesamt für überflüs-
sig. So bewertet er den Artikel 1 für
unnötig, da aufgrund vorhandener Ge-
setze alle Juden bereits bürgerliche
Namen angenommen hätten, wobei es
keine deutsche Namen zu sein brauch-
len, nur sind Familiennamen des alten
Testaments und Städtenamen in der
Regel verboten.6T) Außerdem sei auch
die Einwanderung von Juden bereits
gesetzlich geregelt, so daß eine aber-
malige gesetzliche Regelung der Un-
terstellung gleichkäme, diese Gesetze
seien inzwischen außer Kraft getreten.

Wünschenswert wäre, daß die Bauern
etc. sich an die bürgerlichen Namen
gewöhnten und daß die Juden selbst
mitdahin wirkten. o8) Die Hauptursache
sieht er in der Angewohnheit der Chri-
sten, beispielsweise Juden namens
Goldschmidt immer noch Kronem, oder
Juden namens Feis immer noch Schaul
zu nennen. 6e) Daher sollte eher verfügt
werden, daß die Juden ihre Namen
nicht in hebräischer, sondern in deut-
scher Sprache schreiben müßten; au-
ßerdem sollte 7'ede Veränderung des
Vor- oder Familiennamen mit 6 fl16
Gulden, d. Verf.l Strafe belegf 70) und
die Namen der jüdischen Bürger 14
Tage lang in der Gemeinde durch An-
schlag bekannt und in Erinnerung ge-
bracht werden. Für überflüssig wird
auch der Arlikel 3 gehalten, da das
Gesetz einem Besuch der höheren
Schule durch jüdische Kinder nie ent-
gegengestanden habe. Den diffamie-
renden Begriff Schacher in Artikel 5,
der dem Begriff Wucher gleichkomme,
möchte Rolfs durch den wertneutrale-
ren Begriff Trödelersetzt haben: das
Wort Schacher hieße hier Wucher; der
Begriff ist mindestens sehr vage. 71\

Bezeichnend ist auch die Anmerkung
des Referenten bezüglich des Artikel
1 1 , den er ebenfalls f ür bedenklich hält.
Denn es sei kein guter Viehmarkt hier
zu halten, falls die Juden durch Festta-
ge etc. gehindert sind. Die meisten
fremden Handelsleute sind Juden, oder
hiesige Juden sind freie Commissionä-
re. Selbst die Bauern unter sich wissen
weder zu verkaufen noch zu kaufen,
falls ein jüdischer Mäkler fehlt. Die
Mäkler werden im Voraus als unnütz
abbestellt, wenn die Juden nicht kom-
men können.72J

Den durch eine judenfreundlichere
Tendenz geprägten Artikeln 2, 4, 8, 1 0,
11 und 12 stimmt er zwar zu, 73) bringt
aber im Schlußsatz deutlich zum Aus-
druck, er könne sich des Eindrucks
nicht erwehren, daß die allermeisten
Klagen gegen den Wucher nichts an-
deres sind als Abwandlungen des Mo-
lierzitates, ,,die Schulden sind wie die
Kinder, die man mit Freuden zeugt, von
denen man aber nur unter Schmerzen
entbunden wird."7a) Das dritte Votum 75)

(Regierungsrat Hermand?) ist mit ei-
ner Folioseite am kürzesten abgefaßt;
offenbar, weil dieses Regierungsmit-
glied es leid war und es als überflüssig
betrachtete, die bürgerlichen Verhält-
nisse der Juden gesetzlich regeln zu
lassen, zumal man in der Vergangen-
heit schon mehdach darüber beraten
und eine solche Regelung für wenig

68
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sinnvollgehalten habe. Hätte man rück-
wärts geblickt, T6) d.h. die bestehende
Gesetzeslage näher geprüft, so die in-
direkte Kritik an Regierungsdirektor
Fischer, so hätte man feststellen müs-
sen, daß schon ausreichende Verord-
nungen und gesetzliche Bestimmun-
gen hinsichtlich der Judenf rage bestün-
den. lm übrigen gehe dies bereits aus
den beiden ersten Gutachten der Re-
gierungskollegen hervor. Anschließend
stellt er, ohne auf den Entwur{ Fischers
detaillierter einzugehen, nur noch kurz
und bündig fesl: 1. daß im Fürstenthum
keine Schacherjuden, wie sie jenseits
des Rheins sich zeigen ..., jemals ge-
sehen, höchstens mit Ausnahme eini-
ger Metzger, sofern sie Fleisch von
Thür zu Thür feiltragen; 2. daß nur ein
einziger Jude als Bettler bekannt ge-
worden, während in der Amtsarmenli-
ste keiner stand; 3. daß die Oberstei-
ner, Hoppstädte r, G on neswei ler J uden
sich nicht bloß eines mittelguten Rufes
effreuen, der sie zu Christen machen
würde, sondern auch zu Gewerbetrei-
benden Einw.lohnern, d. Yert.l größ-
tenteils schon gemacht hat;4. daß kei-
ne Abänderungen der Gesetzgebung,
nachdem das bekannte kaiserl. Decret
13 Jahre geschlafen,TT) nöthig, wenn
durch die Polizei die Schinderei der
Söterner Handelscompagnie gestraft
werden kann.te)

Dieses,,Vierpunkte-Votum" bedeu-
tete ebenfalls eine klare Ablehnung
des Gesetzesentwu rfes Fischers.

Am deutlichsten sprach sich das
dienstälteste und diensterfahrenste
Mitglied des Regierungskollegiums,
Regierungsrat Ludwig Andreas Wey-
rich am 24.Märzgegen den Gesetzes-
entwurf aus. 7s) Seine Argumentation
ist von aufgekläftem Gedankengut be-
stimmt, das ihn als Beamter des fran-
zösischen Staates geprägt hatte. eor

Weyrich kritisierl zunächst, daß der
Entwurf über die schon bestehenden
gesetzlichen Regelungen hinweggehe
und gewissermaßen auch die vorher-
gegangene Arbeit des Regierungskol-
legiums und dle früher zu erkennen
gegebene Absicht des Fürsfen 81) igno-
riere, was ihm für die Stellung der Re-
gierung etwas bedenklich a4 erschei-
ne. Für ihn handele es sich bei der
Vorlage nicht, wie man etwa aus der
Ubersetzung des EntwurJs annehmen
müßte, um die Verbesserung der bür-
gerlichen Verhältnisse der Juden, son-
dern in der That um Entziehung und
Besc h rän ku n g e rwo rbe n e r Rechte u nd
Befugnisse. 83) Desweiteren führt er
aus: An Versuchen, einmal errungene

Rechte und Befugnisse wieder zu be-
schränken oder zu beseitigen, fehlt es
zwar nicht, allein ob dieselben zur Nach-
ahmung ermuntern können, dürfte zu
bezweifeln seyn.84J Vor allem sei nicht
einsehbar, neue Rechtsbeschränkun-
gen zu schaffen, wle im vorliegenden
Fall und diese zur Sanction einem Für-
sten zu empfehlen, auf dessen hohem
Rechts-Sinn schon vor Jahren die Be-
schränkung der Rechte ganzer Clas-
sen von Unterthanen aus Ursache ih-
res Religions-Bekenntnisse abhanden
gewiesen worden sind, dazu müßten
höchst gewichtige Gründe, eine un-
ausweichliche und unbestrittene Noth-
d u rft , u nbezwe if e I ba r e rm ittelte Ve rh ält-
nisse und vollkommen erwiesene That-
sachen vorliegen und bloße Unterstel-
lungen in Bezug auf Subjecte und Ob-
jecte wohl nicht ausreichen, so wenig
als einzelne Fälle zu hoch angeschla-
gen werden dÜrfen.85)

Offenbar nimmt Weyrich hier Be-
zug auf die antijudaistischen Vorfälle in
Wolfersweiler und Birkenfeld, die er
nicht überwertet sehen möchte. Viel-
mehr glaubt er, daß das energische
Eingreifen der Behörde in solchen, für
ihn wohl eher die Ausnahme bildenden
Fällen, ausreichend sei: Wer weiß, ob
eine kräftige, wohl bemeßene Einwir-
kung der Behörden und zur gehörigen
Zeit, auch diese letztere nichtzu präve-
niren im Stande gewesen wäre! lch,
meines Orths, glaube es und rufe die
Erfahrung zum Beweise an.86) Eigen-
artigerweise hielt sich die Behörde bei
den Vorfällen in Wolfersweiler und Bir-
kenfeld jedoch zurück.

Bevor Weyrich seine Stellungnah-
me schließt, gibt er mit einem ironi-
schen Seitenhieb auf Fischer (Das
Kollegium wird mir zutrauen, im Noth-
fall würden Acta ergeben) 87) zu verste-
hen, daß er die Beseitigung des Mrß-
verhältnisses ... in welchem die Juden
u nte r m ancherley Bezieh u ngen i m b ü r-
gerlichen Leben stehen ... vom Grunde
seines Herzens den Juden selbst und
ihren christlichen Mitbürgern 88)

wünscht. Allerdings könne er sich den
vorgeschlagenen Wegen und Mitteln
nicht anschließen. So wen ig ich sieldie
Juden, d. Verf.l in dieser Beziehung
nach Jerusalem verweisen, oderwie in
derfreien Stadt Frankfurt politisch ent-
mannen sehen möchte, sowenig möch-
te ich sie auch durch plötzliche Entzie-
hung ihrer gewöhnlichen Nahrungs-
quellen, ohne Darreichung anderwei-
ter Subsistenzmittel, ermäßight sehen,
aus Noth noch unsittlicher zu werden,
als sie jetzt seyn sollen. se) Man wolle

offenbar die Juden nur von ihren Ge-
werben Handel und Verkehr und den
daraus angeblich resultierenden Fol-
gen Wucher und Betrug e0) abbringen
und anderen Gewerbszweigen wie
beispielsweise der Landwirtschaft zu-
führen, um sie der politischen Moral
geneigter und mit den konventionellen
Sitten der Mehrheit der Staatsbürger
ü berei nsti mm e nde r s1) zu machen. Ab-
schließend fragt er, ob dazu die be-
ka n nte n f ran zös i sch e n D ec rete zweck-
mäßig und geeignet und deshalb ihre
Wiedereinführung oder etwas Ähnli-
ches wie der dargelegte Reglements-
Entwurf, der ihre Quintessenz enthält,
zweckmäßig und gerechtfertigt er-
scheint oder ob die im Cabinett ange-
nommene Maxime, durch Lehren und
Unterricht zum Ziele zu steuern, ge-
rechter billiger und weiser ist, darüber
werden die etwaigen Zweifel ihre Be-
seitigung in den Acten finden können,
auf deren Einsicht und Benutzung ich
zunächst hinweise und damit meine
vorläufige allgemeine Abstimmung un-
ter Vorbehalt dessen schließe, was ich
über den Vertrag und den Reglements-
Entuurt später zu erörtern nöthig fin,
de. e2)

Weyrich gibt hier zu verstehen, daß
er den Entwurf Fischers inhaltlich und
methodisch ablehnt; wobei er auf die in
den Akten nachprüfbare Erfahrungen
der Zeil vor dem Amtsantritt Fischers
verweist und nochmals auf die von den
übrigen Regierungskollegen verlrete-
ne Ansicht auf dem Wege der Bewußt-
seinsbildung und nicht durch die Wie-
dereinführung bzw. Neueinführung re-
striktiver Gesetze die bü rgerlichen Ver-
hältnisse der Juden zu behandeln.

Ergebnis
Am 2. April 1832 um 15.00 Uhr

nachmittags trat die Regierung wegen
der bürgerlichen Verhältnisse der Ju-
denss) zusammen. Nach dem mündli-
chen Vortrag der Sache durch Regie-
rungsdirektor Fischer wurde der Be-
schluß gefaßt, daß der sch riftliche Vo r-
trag über diesen Gegenstand nicht ad
acta gelegt, sondern zur schriftlichen
Absti m m u ng ci rcul ie re n solle. gq)

Diese Abstimmung, die nicht akten-
kundig ist, brachte die aufgrund der
Gutachten zu erwartende Ablehnung
des Gesetzesentwurls. Fast ein Jahr
später am 28. Februar 1833 wurde die
Angelegenheit im Regierungskollegi-
um nochmals vorgetragen, mit dem
Ergebnis, daß man keinen Handlungs-
bedarf sah, eine Veränderung der be-
stehenden Gesetze ... in Antrag zu
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bringen. e5) Damit war Fischers Geset-
zesinitiative endgültig gescheitert und
wurde auch nie wieder zur Abstim-
mung vorgelegt.

Die Stellungnahme des Großherzogs
Erst Anfang August 1833 antworle-

te e6) Großherzog Paul Friedrich August
auf den Unterthänigsten Generalbe-
rlcht Fischers vom 30. Januar .l833

über die Verwaltung des Fürstentums
Birkenfeld für das Jahr 1832. Die von
Fischer dort unter Paragraph 31 Ju-
denwesen beklagten antijüdischen
Vorfälle von Wolfersweiler und Birken-
feld kommentierte er wie lolgl: Wenn
auch das Vermehren der Judenfamili-
en nicht zu wünschen ist und eine von
christlichen Gemeinden oder Genos-
senschaften dagegen sich erhebende
Protestation auf wohlverstandenen
Gründen zu benutzen pflegt, so kann
doch ein solches Auflehnen und Selbst-
Ei ng reif en, wle Sle [Fischer, d. Verf .] es
in dem Vorgang mit dem von Birkenfeld
durch Pöbelstreich wieder ausgetrie-
benen Juden schildern, ... weder in
solchen noch anderen Beziehungen je
geduldet werden e7) dürfen. Desweite-
ren gab er zu verstehen, daß die Re-
gierung, wenngleich sie sich aufgrund
der fehlenden Zeugenaussagen nicht
autorisiert sah, die Gemeinde zur Re-
chenschaft zu ziehen, unverzüglich den
Antrag an das Großherzogliche Kabi-
nett zur Bestrafung der Schuldigen hätte
stellen müssen. ln künftig etwa vor-
kommenden Fällen ähnlicher Art sei
nach dieser Bemerkung und zwar mit
unverzüglicher Anwendung der in ihr
enthaltenen Vorschrift zu verfahren. s8)

ln einem der Voten der Kabinetts-
mitglieder, ee) die der Großherzog zu
dem Generalbericht Fischers zuvor ein-
geholt hatte, wurde zum Judenwesen
angemerkt, daB das Staatsb ü rge rrecht
... den Juden im Fürstenthum Birken-
feld schwerlich bestritten werden kön-
ne. 100) Eine andere Stellungnahme zum
Paragraphen 31 Judenwesen bemerk-
te'. So sehr ich gegen jede Vermehrung
der Judenfamilien eingenommen bin,
so wichtig erscheint es mir, daß der
Pöbel nichts eigenmächtig durchsetzt,
was ihm nicht gefällt. lch muß daher
de r An sicht des SfB[Staatsrats, d. Verf .]
Fischer dringens beipflichten, daß die
Regierung die Sache hätte aus diesem
Gesichtspuncte auffassen sollen, und
wenn Sie sich nichtzu kräftigeren Maaß-
regeln authorisiri sieht, deshalb be-
achtliche Anträge ans Cabinet hätte
machen sollen.lal)

Die Antworl des Großherzogs gab

Regierungsdirektor Dr. Fischer in sei-
ner Beschwerde über die Passivität
des Regierungskollegiums Recht und
verurteilte vor allem die Selbstjustiz
Birkenfelder Bürger, die zukünftig nicht
mehr geduldet werden dürfe. Sicher-
lich sah er darin eine Gefährdung der
staatlichen Autorität Oldenburgs und
deröffentlichen Ordnung im Landesteil
Birkenfeld. Seine Formulierungen las-
sen aber auch seine nicht gerade ju-
denfreundliche Einstellung offenkun-
dig werden. Von einer Anweisung die
bürgerlichen Verhältnisse der Birken-
felder Judenschaft gesetzlich zu re-
geln, war nicht einmal andeutungswei-
se die Rede. Dies mag nach der zuvor
im Regierungskollegium erlittenen Ab-
stimmungsniederlage ebenfalls dazu
beigetragen haben, daß Fischer seine
ldee von der gesetzlichen Regelung
der bürgerlichen Verhältnisse der Ju-
den nichtwieder aufgegriffen hat.

Resümee
Die Vorfälle in Wolfersweiler und

Birkenfeld haben gezeigt, daß es über
die üblichen judenfeindlichen Vorurtei-
le hinaus, die in den Berichten der
Amter f rüherer Jahre geäußert wu rden
und die sich zumeist auf Schacherhan-
del, d.h. übles und feilschendes Ge-
schäftemachen, Wucher und Schulden
bei jüdischen Handels- und Geschäfts-
leuten bezogen, auch massive zum
Teil gewalttätige antijudaistische Ten-
denzen und Übergriffe im Fürstentum
Birkenfeld gab. Diese beiden Einzelfäl-
le machen aber auch deutlich, diesen
Voruvurf kann man selbst den toleran-
ten und aufgeklärten judenf reundlichen
Regierungsräten Rolfs und Weyrich
nicht ersparen, daß die Behörden, ob
Gemeinde oder Regierung, sich passiv
verhielten und die Vorfälle nicht weiter
zu untersuchen bzw. zu sanktionieren
gedachten. Die wohl dadurch veran-
laßte lnitiative Fischers, die bürgerli-
chen Verhältnisse der Juden durch ei-
nen Gesetzesentwurf zu regeln, war
sicherlich von der guten Absicht be-
stimmt, gewissermaßen präventiv
Anfeindungen und diffamierende Vor-
urteile zu reduzieren und abzubauen;
d.h. dem Antijudaismus entgegenzu-
wirken. ln seinem Ehrgeiz und Aktio-
nismus (Loevy spricht von ,,Verbesse-
rungssucht"), 102) den er als neuer Re-
gierungsdirektor des Fürstentums Bir-
kenfeld bereits kurz nach seinem Amts-
antritt, offenbar auch unter dem Ein-
druck des wenig entschlußfreudigen
Vorgängers im Amt Wibel, an den Tag
gelegt hatte, übersah er jedoch Ent-

scheidendes und schätzte die Situati-
on in seiner neuen Umgebung falsch
ein.

lnhalt und Sprache seines EntwurJs
waren selbst von antijudaistischen Vor-
urteilen geprägt; dessen Bestimmun-
gen bedeuteten eher einen Rückschrilt
des gegenwärtigen Rechtszustandes
und hätten der Bi rkenfelder Judenschaft
ihre Eigenständigkeit genommen bzw,
deren Emanzipation gehemmt. Die
weitgehende lgnorierung der bisheri-
gen Regierungsarbeit und des aktuel-
len Rechtszustandes sowie die Feh-
leinschätzung der Verhältnisse der Ju-
den des Fürstentums, dies machen die
Gutachten der Regierungskollegen
überwiegend deutlich, brachten ihm
nicht nur deren Antipathien ein, son-
dern bedingten auch deren Ablehnung
des Entwurfs.

Fischer hatte zwar die Vorfälle 1 832
richtig eingeschätzt, seine Gesetzes-
vorlage aber wurde in Anbetracht der
bisherigen Erfahrungen und der beste-
henden Gesetzeslage als Überreakti-
on empfunden. Die Zwiespältigkeit in

der Beufteilung der Persönlichkeit Fi-
schers gerade in Bezug auf sein Ver-
hältnis zu der Birkenfelder Judenschaft
wird in den Aussagen zweier Landes-
rabbiner des Fürstentums Birkenfeld
deutlich. Dr. Jakob Loevy, Landrabbi-
ner von 1890 - 1901 fällte ein vernich-
tendes Urteil über Fischer. Den Geset-
zesentwurf bewertete er als ,,ein Ge-
misch freundlichen Zwanges und her-
abwürdigenden Mißtrauens, aufgebaut
auf einem Sandberg von lrrthümern.
welcher von jedem Hauche gründli-
cher Sachkenntnis verwehrt werden
mußte" 103) und weiter brachte er zum
Ausdruck, ,,es ist jedoch eine bittere
lronie des Schicksals, daß er, welcher
in den Juden, wenn auch nicht verhaß-
te, so aber doch unglückliche Fremd-
linge - von gleichberechtigten Staats-
bürgern ist nicht die Rede - erblicken
und ihnen, den Wehrlosen, das Aufent-
haltsrecht beschränken wollte, später
einst selbst, nachdem er von seiner
Höhe gestürztwär, 1oa) slps Zeit lang als
unglücklicher Fremdling, jeden Augen-
blick eines Ausweisungsbefehles ge-
wär1ig, von Stadt zu Stadt und von
Land zu Land umherirren mußte. Viel-
leicht ist ihm im Greisenalter, nachdem
er die Bitterkeiten der Verfolgung und
Verbannung gekostet, die Erkenntnis
gekommen, daß auch er den Juden
gegenüber gefehlt, geirft." 105) Dr. Alex
Lewin, seit 1920 Landesrabbiner unc
1943 in ein Konzentrationslager in
Osten deportierl und doft umgebrach:



-------------

Heft Nr. 13 - 1197 Beiträge zur Jüdischen Geschichte und zur Gedenkstättenarbeit in Rheinland-Pfalz 71

beurteilte Staatsrat und Regierungsdi-
rektor Dr. Fischer im Zusammenhang
mit dem Bau der Landessynagoge in
Hoppstädten uneingeschränkt positiv.

,,Erst dem energischen Eingreifen Fi-
schers ist es zu danken, daß die Syn-
agoge am26. August l336eingeweiht
werden konnte ... Bei der Einweihung
hielt der Staatsrat eine Rede, die noch
heute wegen der prachtvollen Gedan-
ken, die sie enthält, und der echten
Toleranz, die in ihr zum Ausdruck
kommt, lesenswert ist.« 106)
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scher, Hans Hannibal: Heiteres und
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stedt, S. 37 bzw. Doll / Schmidt / WiL
manns,5.246).
35) Barnstedt 1832, S. 38 bzw. Doll/
Schmidt / Wilmanns, S. 246 (Para-
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1 4. 8. 1 925 [oh ne Seitenzäh I ung].


